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FERDINAND LACINA 
BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

GZ. 11 0502/102-Pr.2/92 

des Nationalrates X\" ilL CI,;:;;,;LZC;.;;Ju';""c';,; .. .,ul! 

An den 

Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1017 Wien 

1010 WIEN. DEN 6. Mai 1992 
HIMMELPFORTGASSE 8 

TELEFON (0222) SI 433 

2S02fAO 

6992 -05= 01 
zu 2661/J 

Auf die - aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit in Kopie beigeschlossene - schriftliche 

Anfrage der Abgeordneten Johann Hofer und Kollegen vom 13. März 1992, Nr. 2661 /J, 

betreffend Belegpflicht bei Beantragung von Sonderausgaben, beehre ich mich folgendes 

mitzuteilen: 

Zu 1) und 2): 

Entgegen früherer Rechtslage sind nach § 18 Abs. 1 Z 2 Einkommensteuergesetz 1988 

(EStG 1988) Rückvergütungen aus Personenversicherungen mit künftigen Versicherungs­

prämien ,zu verrechnen. Damit wird die steuermindernde Wirkung der als Sonderausgaben 

abgesetzten Versicherungsprämien, soweit letztere an den Versicherungsnehmer 

zurückfließen, im Ergebnis wieder beseitigt. Im Zusammenhang damit bestimmt § 18 

Abs. 4 Z 1 EStG 1988, daß derartige Rückvergütungen von Versicherungsunternehmen 

dem Finanzamt zu melden sind. 

Im Verlauf der praktischen Umsetzung der genannten Bestimmungen hat die Versiche­

rungswirtschaft das Bundesministerium für Finanzen um eine Minimierung des mit der Mel­

dung von Rückvergütungen verbundenen Verwaltungsaufwandes ersucht. Im Hinblick dar­

auf sowie im Interesse einer möglichst unbürokratischen Auswertung der Meldungen 

wurde folgende Vorgangsweise festgelegt: 

Die Versicherungen vermerken auf den Bestätigungen über eingezahlte Versicherungsprä­

mien, ob und in welcher Höhe zu dem betreffenden Versicherungsverhältnis Rückvergütun­

gen geleistet worden sind. Dieser Vermerk wird von der Abgabenbehörde als Meldung im 

Sinne des § 18 Abs. 4 Z 1 EStG 1988 anerkannt, obwohl die Bestätigungen nichtunmit­

telbar dem zuständigen Finanzamt, sondern dem Versicherungsnehmer erteilt werden. Die 

abgabenbehördliche Überwachung der Rückvergütungsfälle erfordert allerdings eine Vor-
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lage der Versicherungsbestätigungen, welche die in Rede stehende Meldung enthalten, 

beim Finanzamt. Dies wird dadurch erreicht, daß vom Versicherungsnehmer bei der Inan­

spruchnahme von Sonderausgaben die Vorlage der Bestätigung verlangt wird. 

Das dargestellte Verfahren, das nach Auffassung des Bundesministeriums für Finanzen in 

der Meldungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 4 Z 1 eine gesetzliche Deckung findet, wurde 

auch mit der Kammer der Wirtschaftstreuhänder abgestimmt und von dieser als einfache 

Handhabung der Bestimmungen über Rückvergütungen begrüßt. 

Zu 3): 

Die Alternative zur derzeitigen Verfahrensweise wäre ein aufwendiges Meldesystem mit 

administrativen Erschwernissen in allen Bereichen. Abgesehen von der Notwendigkeit ge­

sonderter Meldungen durch die Versicherungen (mit eigenem Schreiben, Versand, entspre­

chender Portobelastung usw.) müßten diese Meldungen von den Finanzämtern einzeln mit 

den betreffenden Sonderausgabenfällen zusammengeführt werden, was mit erheblichem 

zusätzlichem Verwaltungsaufwand verbunden wäre. Im Hinblick auf diese Umstände er­

scheint es nach Auffassung des Bundesministeriums für Finanzen gerechtfertigt, die der­

zeitige Verfahrensweise, durch die den Abgabepflichtigen kaum Erschwernisse erwachsen, 

beizubehalten. 

Beilage 
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der Abgeordneten Hofer 

und Kollegen 

BEILAGE 

A n fra g e 

an den Bundesminister für Finanzen 

betreffend Belegpflicht bei Beantragung von Sonderausgaben 

Versicherungsprämien für Lebens-, Kranken- und Unfallversicherungen 

können in einem bestimmten Ausmaß jährlich beim Finanzamt als 

Sonderausgaben geltend gemacht werden. Die Bezahlung dieser 

Versicherungsprämien muß gegenüber dem Finanzamt entweder durch 

eine Versicherungsbestätigung oder durch Vorlage der Original­

polizze samt Einzahlungsschein nachgewiesen werden. In letzter 

Zeit werden bei einigen oberösterreichischen Finanzämtern jedoch 

nu~ehr Versicherungsbestätigungen als Einzahlungsbeweis anerkannt. 

Hiezu beruft man sich auf den beiliegenden Text. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Bundes­

minister für Finanzen folgende 

A n fra g e 

1) Warum wird die Vorlage einer Originalpolizze und des dazuge­

hörigen Einzahlungsscheines als Beleg nicht mehr anerkannt? 

2) Welcher Paragraph im Einkommensteuergesetz läßt diese in der 

Formularerläuterung (Beilage) vorgeschriebene enge Auslegung zu? 

3) Sollte diese-von einigen oberösterreichischen Finanzämtern enge 

Auslegung-gesetzlich nicht gedeckt sein, werden Sie die Finanz­

ämter anweisen, daß künftig wieder beide Varianten der Belegs­

vorlage anerkannt werden? 
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,~IS9aben 

\rilge Lind VF.!r~icheru:"lQsor.;imt~n Ifl'ßlwillige 1(I'.:Inl\ol'l . Unfoll. f'cnsio . 
,rsi<;ltl;f\;nq. NiIW~"'.:", .. ~:!~",~."~~~~~:nO ,mn "'Olnsions· bl'W. St 

rv.l. 

____ . ,~~ .~~~:~~_·I'_:v_l-tr_:'_lc :_I1_",r~_t"_'.1_!!_n _.;.:, ........ ".... __ 

Die' Sonderausgaben bei Ziffer 1 bis 4 unterliegen dem (IfIMe/n&a­
Ii1CJfl l1~trsg von 40.000 S. Bai Allelnverdlenem /:)ZW. Allel,.,· 
erhaltem erh6ht sioh dies9/' eecrag auf 8fJ.Q()O $. FVr je<:l96 Kirrc. 
das In der Lchns~9r/(ane eingetragen Ist. erhöht 8/ch dieser Be­
trag um weit'" 5.000 S, wenn das Kind nicht selbst SoncJer8U5g8' 
bsn geltend macht. Sie oder Ihr Partner können wiJhlen. wer den 
Erhöhung8betrag für ein Kind in Anspruch nimmt. 

! 
I 

Voon Cllltrun<;sa:lsl::.\1\ iKsnll1 

Achtung: Lem,nsfffJrsich8rungtuJ. diB nach dem ,. ,. 1989 Sb-
9ft.SchlOSSBn wurdlJn, müssen eine MindesrtalJfz91t von 20 Jafl· 
ren haben (ab dem 41. Lebensjallr auch kürzer). Nicht illJselz· 
bar sind zfJ onvate Haushalt3-. Feuer· und Diebstahlsver.J/che­
rung~n sowie Kfz-Versicherungen. 

Geben Sie die Sonderausgaben auf· jeden Fall un(JGkürzt sn. 
HOchstbeUäga warden bGi der Sreuerberechnung aurcmatl$Cl'l 
bGfÜckslcllrJgt. Im Rahmen der J..I6chstbstrtJge werr1en Sonderaus· 
gaben nur zur H~lfte betUCksichfigt. 

I ' .... _ " .. _ ... _ ---...... __ .... _ ..... _._-_._.-.1 
Die Beiträge 1!erden nur snerkannt •. wenn eine ~estätigung 
der Versicherung be/hegt (Z8hlungsoeJege genugen mcht!) 

.•. 0.· ....... -- ... - .•.• -.---.------... I 
q.~~~~.!~~~I~.i~~:::.~~I~~en Ilir KI'I!I:lI~'~ U;'lf'il/~ersi:~i~I:'2..Y.:.~.!:.._ ..• 1 
V<1rö'Cl19run<;:oan;iUlll (Kassal Alt ,.,v Vi!r~lrJ'I~nln\) !'(",,·;·(,n ~u 

_ .. _ •.. _------------~---, 
Geben Sie (,/Ie Saua~ndllngen für Eigenheime sufge­

;'J;> gliedert sn. Reicht der VOf'f7817dene Raum nicht aus. verwen· 
. ~ den Sie dafür das Formular L 75. 

Summe'! 

i'-"';, HÜCk/l'lrrllJ/1Q",n V~ln D",rlt!h"Hl I.m; ·i;(l\:';~ ~ie iür Schaffung "0" Wohnrauril I OIulgenofrlmen .~ur~Qr::.r..!~~I\ . .!'~~.I.!~_:~. d"lflir !!",;;IIp.nfUl Beihilfen u. dgl. 

I Ol\rl\lhen6qeber (Näme. AA:oc,rwifl) 
I 

I I 

~----------------- ---=--=--------,~-------~ l 

Summe? :45031 ; 
---------------~~~~--~~~-------._-~--._-----_.~ ; :>."1' Allsq;;llli~l .. "r IN~l".rtr;iU!!.t~:rti"'rttn:J ,It!!!r filr r~"f!rt1i~!:'.r~~Hhmf''" , 

~ i\1u.,:ter Unlerneorr:ilr IName. An,cnrrnj · •. ~;r.,,,i-, Beachten Sie bitte. daß nur SiRnleRJngs;. und Hen;tellungssufwen. 

':J !1~r:k~;ltII1ll1/J(;;J ;c;n l1lrlel'len ~Ind Zir.ren. c:e iür t;;u1ierung von I'\'onnrllu , 
• __ .~~I!rl1t!!!1i~f! :t~ fl'Jf:'fXhTlrn ... " w~; . .s:.:~~~:2~!:~,·!,.~~~~'?:!!!! 

W,1fIP,hp.nt.r/p.!')f\1' (N.'fflr'l A"r.r.Jltlh, 

~-----------------------------... ·-----~---------------I 
-.. ".... _ .. _- .. _._."_ .. __ .. -...... - ... -..... _ .. _ ............... _ ... _ ....... _ ................. _-----

dungen geltend gemIlCht W/lrr1en können. die durch den EigentU· 
fTlQr odsr aen Mieter vorgenommen wurden. WIB zB dDn AlJsrausch 
von PBllStsfn und TUf9fI. des DachstUhles, von elektrolnstaJlatlonen, 
den Austausch ,md dIe EtrlChtung von Gas-, Wasser. Oder Hei­
zungsinstallationen sowie die t:rl7ähung des Wärmescnutzes von 
Außenwänden. 
f'1Jr alle (1IHe Aufwendungen mtJ$$Bf/ Rflcftfll,iflgen von I)n'emel1· 
men vorliegen, die frj, dies6 Albeinm 13efugt sind. Reicht der für die 
Eintragung vorgesehene Raum nicht aus. verwenden Sie 8.ls Bei­
lage das Formular L 75. 
Achtullg: 81a1Je ItlStaflal1aJtl.lflg~Itsfl wie ~fJ du AlJsmalen eier 
Wohnvng sind nIcht begtlnsllgt. 

,! .:~l!twH:_Ht'Hl(H .. n 11 r (:i~·.·IHJll.~~(,f1,.fI"H \'fH1 :"n(!\~1 AldlHll t::::::::::::::::::::::;=:::!:::::::::::::::::::I::::;::::::::==::::::::=====~~~T 

--:(:;'~~';;-I\'-";'-J'-·''''~Y-· _. ···---------·.....:;iiQiü-~ii,~-;{·~~::~e -=e~n~t:J~'P~rech=~e~n~d=e=EIank==b~e~8tm=·=ig=u~n~g=-:il1~t~be=iWl=9~ge=n~.IJ 

~.---.-----.,_.-:------:-:--:---~~~'-~., .. ~. ~§§~~~§~~==:L 
. ~. r fciwllhgo Wcitol'Vcr~lci'crungcn in Ocr ;c:;ct:llchcn ~ 
I r;:o';iioosver::icr,eruog. Remen oder cla'Jernde L.astel'\~~'!f~''*( 

A" ~'SE!" \liet'p1\!\·:tJhJ.,...(',JV.(~H·';)·,i!flll,~,,;:a"I!.t .. \~i IXA~i~) 

1 .... __ --_-------._-- _ ••••• __ •• _. __ ••• ___ .,,_ •• _________ ._ 

Geben Sie hlGf blrtS ne~n Z1Jhlungen für f'rQIwIlllge Wel· , 
mW<f((ficMrvngen auch Renten fliI:r;I. ds~rncte Lasten 
sn. dis auf tJesonderen VerpRiChlungsgranden berunen un<:l 
die weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten sind. 
Achtung: FrWwillige ZuWiWlliungen und ZJJ~nciungen an 
g9letzliefr unterhaftsbsrechffgte PtUSM9n können flicht ab- J 
gf1S6tzt 'l'RHdsn. . 

o 
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